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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bebauungsplan LIN 157 und 21. Flächennutzungsplanänderung  
"logport IV - Logistikzentrum an der Norddeutschlandstraße" 

 
- Öffentliche Auslegung - 

 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Kamp-Lintfort hat in seiner öffentlichen Sitzung am 26. August 
2014 die Entwürfe des Bebauungsplans LIN 157 "logport IV - Logistikzentrum an der Norddeutschlandstra-
ße" und der gleichnamigen 21. Flächennutzungsplanänderung gemäß § 2 Abs.1 BauGB einschließlich der 
jeweiligen Begründung gebilligt. Desweiteren wurde beschlossen, die Entwürfe der vorgenannten Bauleit-
pläne einschließlich der jeweiligen Begründung sowie der bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen und Angaben umweltbezogener Informationen gemäß § 3 Abs.2 BauGB öffentlich auszulegen. Die 
Flächennutzungsplanänderung wird im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans gemäß § 8 
Abs.3 BauGB durchgeführt.  
 
Das Ziel des Bebauungsplanes und der Flächennutzungsplanänderung besteht in der Schaffung von Pla-
nungsrecht für ein Logistikzentrum auf der ehemaligen Kohlenlagerfläche des Bergwerks West an der Nord-
deutschlandstraße und angrenzender Flächen. Die genauen Planbereichsgrenzen sind in dem als Anlage 
beigefügten Übersichtsplan dargestellt. 
 
Die Entwürfe der Bauleitpläne einschließlich der Begründungen mit dem Umweltbericht und den wesentli-
chen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Angaben umweltbezogener Informatio-
nen gemäß § 3 Abs.2 BauGB können in der Zeit 
 

vom 08. September bis 08. Oktober 2014 
 

im Rathaus der Stadt Kamp-Lintfort, Am Rathaus 2, 47475 Kamp-Lintfort, Planungsamt, Zimmer 436, wäh-
rend der Öffnungszeiten (montags bis mittwochs von 8.00 bis 12.30 Uhr und von 13.30 bis 16.00 Uhr, don-
nerstags von 8.00 bis 12.30 Uhr und 13.30 bis 18.00 Uhr, freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr) eingesehen wer-
den. Die Unterlagen für die Planverfahren sind auch im Internet unter dem link www.kamp-lintfort.de/toeb 
abrufbar. 
 
Folgende bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen und Angaben umweltbezogener Informatio-
nen für den Geltungsbereich der oben genannten Bauleitpläne sind verfügbar: 
 
 

Art der vorhandenen Information; Urheber/ Verfasser Thematischer Bezug 
Fachgutachten:  
2 Verkehrsgutachten, BVS Rödel&Pachan Verkehr 
2 Schallschutzgutachten, Uppenkamp&Partner Gewerbe-, Verkehrs-, Schienenlärm 
1 Altlastenuntersuchung, HYDR.O Geologen und Ingenieure Altlasten 
1 Umweltbericht, Regio Gis + Planung Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, 

Boden, Wasser, Luft, Klima, Natur-
haushalt, Landschaft, Kultur- und 
Sachgüter 

2 Artenschutzprüfungen (Stufen 1 und 2), Regio Gis + Pla-
nung 

Planungsrelevante Arten, Verbotstat-
bestände 

Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange: 

 

Kreis Wesel (Untere Immissionsschutzbehörde, Untere 
Landschaftsbehörde, Untere Wasserbehörde) 

Gewerbe-, Verkehrs-, Schienenlärm; 
Eingriffsregelung, Landschaftsplanung, 
Artenschutz; Gestaltung des Gewäs-
sers 

Landesbüro der Naturschutzverbände NRW Freiraum, Gewässer, Artenschutz 
Landesbetrieb Wald und Holz Inanspruchnahme von Wald 
Regionalverband Ruhr Freiraum 
Geologischer Dienst NRW Erdbebenzonen, Kartenwerke zu 

Schutzgütern Boden, Wasser, Geolo-
gie, Baugrund 



Bezirksregierung Düsseldorf  Kampfmittel  
Bezirksregierung Arnsberg Steinkohlenbergbau, Gewinnung von 

Kohlenwasserstoffen  
Landesbetrieb Straßen NRW Verkehrliche Anbindung, Schallschutz 
Stadt Neukirchen-Vluyn Verkehrliche Auswirkungen auf die 

Stadt Neukirchen Vluyn, Berücksichti-
gung von Ziel- Und Quellverkehr, Ver-
kehrserzeugungsberechnung 

Leitungsträger/ Versorgungsunternehmen Lage von Leitungstrassen 
6 Stellungnahmen von Bürgern und Bürgerinnen aus der 
frühzeitigen Informationsveranstaltung: 

Verkehr, Schallschutz, Bodenschutz, 
Artenschutz, Denkmalschutz, Gestal-
tung der Gebäude 

 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen schriftlich oder mündlich zu Protokoll im Planungsamt 
abgegeben werden. Desweiteren besteht die Gelegenheit, die Planungen im Planungsamt fachkundig zu 
erörtern. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über die Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben können. Bei Aufstellung eines Bebauungsplanes ist ein An-
trag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, 
aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Kamp-Lintfort, den 27. August 2014 
 
 
 
 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 





Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bebauungsplan GEI 113 „Wohngebiet Kiebitzweg“, 2. Änderung 
 

- Öffentliche Auslegung - 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Kamp-Lintfort hat in seiner öffentlichen Sitzung am 26. August 
2014 den Entwurf des Bebauungsplans GEI 113 „Wohngebiet Kiebitzweg“, 2. Änderung einschließlich 
der Begründung gebilligt und den Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
gefasst. 
 
Einzelne Festsetzungen des derzeit rechtskräftigen Bebauungsplans, die auf den Bestandsschutz von 
Gewerbegebäuden in den rückwärtigen Grundstücksteilen abzielen, sind nicht hinreichend bestimmt. 
Hierdurch wären aktuell auch Wohngebäude in zweiter Reihe planungsrechtlich zulässig. Da dies einer 
geordneten Entwicklung mit einer Bebauung in angemessener Dichte zuwiderläuft, sollen die 
Festsetzungen überarbeitet werden. Der Bestandsschutz der vorhandenen Gebäude bleibt hiervon 
unberührt. Der Geltungsbereich der Planänderung ist in dem beigefügten Übersichtsplan dargestellt. 
 
Da die grundsätzlichen städtebaulichen Ziele des Bebauungsplans erhalten bleiben und die Grundzüge 
der Planung nicht berührt werden, wird die Bebauungsplanänderung im vereinfachten Verfahren gemäß 
§ 13 BauGB durchgeführt. Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB, vom Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.  
 
Der Entwurf des Bebauungsplans einschließlich der Begründung kann in der Zeit 
 

vom 8. September 2014 bis zum 8. Oktober 2014 
 

im Rathaus der Stadt Kamp-Lintfort, Am Rathaus 2, 47475 Kamp-Lintfort, Planungsamt, Zimmer 437 
während der Öffnungszeiten (montags bis mittwochs von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr und von 13.30 Uhr bis 
16.00 Uhr, donnerstags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr und 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr, freitags von 8.00 Uhr 
bis 12.00 Uhr) eingesehen werden. Die Unterlagen für das Planverfahren sind auch im Internet unter dem 
link www.kamp-lintfort.de/toeb abrufbar. 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen schriftlich oder mündlich zu Protokoll im 
Planungsamt abgegeben werden. Desweiteren besteht die Gelegenheit, die Planungen im Planungsamt 
fachkundig zu erörtern. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der 
Beschlussfassung über die Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben können. Bei Aufstellung eines 
Bebauungsplanes ist ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Kamp-Lintfort, den 27. August 2014 
 
 
 
 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 





 

Satzung 
für das Jugendamt 

der Stadt Kamp-Lintfort 

 

Der Rat der Stadt Kamp-Lintfort hat am 2. Juni 2014 aufgrund der §§ 69 ff. Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz (Achtes Buch des Sozialgesetzbuchs – SGB VIII -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3134), geändert durch Art. 2 Abs. 23 des Gesetzes vom 19. Februar 
2007 (BGBl. I S. 122), geändert durch Artikel 3 Abs. 3 des Gesetzes vom 31. Oktober 2008 (BGBl. I S. 
2149), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetz vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403), des § 3 
Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG KJHG – vom 
12. Dezember 1990 (GV.NRW S. 664) geändert durch Gesetz vom 31. Oktober 2007 (GV NRW S. 
462) zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Oktober 2008 ( GV NRW S. 644) und des § 7 Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – GO NW – in der Fassung der Bekanntmachung vom  
14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni 2008 (GV. NRW S. 514) 
folgende Satzungsänderung für das Jugendamt beschlossen: 
 

 

I. Das Jugendamt 

 

§ 1 
Aufbau 

 
Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und der Verwaltung des Jugendamtes. 

 

§ 2 
Zuständigkeit 

 
Das Jugendamt ist nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu erlassenen Ausführungsgesetze und dieser 
Satzung für alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet der Stadt Kamp-Lintfort zuständig. 

 

§ 3 
Aufgaben 

 
(1) Das Jugendamt ist Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugend-

hilfe. Die Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen sowie die Stärkung und Erhal-
tung der Erziehungskraft der Familie sollen bei allen Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe 
im Vordergrund stehen. 

 
(2) Das Jugendamt soll sich um eine enge Zusammenarbeit mit den Trägern der freien Jugendhil-

fe und allen behördlichen Stellen bemühen, die sich mit den Angelegenheiten der Kinder, Ju-
gendlichen und jungen Menschen sowie der Familien befassen. Es hat dabei die Selbständig-
keit der freien Träger in Zielsetzung und Durchführung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der 
Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu achten. 

  



 

II. Der Jugendhilfeausschuss 

 
§ 4 

Mitglieder 
 
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte und darüber hinaus weitere  

 beratende Mitglieder nach Abs. 3 an. 

 

(2) Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII (Mitglieder der 
Vertretungskörperschaft oder von ihr gewählter Frauen und Männer, die in der Jugendhilfe er-
fahren sind) beträgt 9 und die Zahl der Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Ziffer 2 SGB VIII , die von 
den im Bereich des Jugendamtes wirkenden und anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe 
vorzuschlagen sind, beträgt 6. 

Die Mitglieder werden vom Rat gewählt. Für jedes Mitglied ist ein/e persönliche/r Stellvertre-
ter/in zu wählen. Das Wahlverfahren richtet sich nach dem Ersten Gesetz zur Ausführung des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG KJHG) und der Gemeindeordnung (GO NW) und der 
Geschäftsordnung des Rates. 

 

(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeausschuss an: 

a)  die/der Hauptverwaltungsbeamte/in oder ein/e von ihr/ihm bestellte/r Vertreter/in; 

b) die Leiterin/der Leiter des Jugendamtes oder deren/dessen Vertretung; 

c) eine Richterin/ein Richter des Vormundschaftsgerichtes oder des Familiengerichtes 
oder eine Jugendrichterin/ein Jugendrichter, die/der vom Präsidenten/ in des Landge-
richtes Kleve bestellt wird; 

d) eine Vertreterin/ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, die/der von der Direktorin/von 
dem Direktor des Arbeitsamtes Wesel bestellt wird; 

e) eine Vertreterin/ein Vertreter der Schulen, die/der von der Bezirksregierung in Düs-
seldorf bestellt wird; 

f) eine Vertreterin/ein Vertreter der Polizei, die/der vom Oberkreisdirektor/in als Kreispo-
lizeibehörde in Wesel bestellt wird; 

g) je eine Vertretung der katholischen und evangelischem Kirche, die von der zuständi-
gen Stelle der Religionsgemeinschaft bestellt werden; 

h) sowie je eine Vertreterin/ein Vertreter der freien Vereinigungen der Jugendhilfe, so-
weit diese nicht durch ein stimmberechtigtes Mitglied im Jugendhilfeausschuss vertre-
ten sind; 

i) gemäß § 58 Abs. 1 Satz 6 GO NW bestellte Ratsmitglieder oder sachkundige Bürger; 

j) eine Vertreterin/ein Vertreter aus dem Jugendamtselternbeirat. 

 

Für die Mitglieder c) bis j) ist je eine persönliche Vertreterin/ein persönlicher Vertreter zu bestellen 
oder zu wählen. 
  



 

§ 5 
Teilnahme weiterer Personen 

 
An den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses nehmen bedarfsbezogen Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter 
des Jugendamtes sowie sonstige sachkundige Personen teil. 

 

§ 6 
Aufgaben 

 
(1) Der Jugendhilfeausschuss gestaltet die Lebensbedingungen junger Menschen und Familien in 

Kamp-Lintfort. 
 

(2) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich Aufgrund § 71 SGB VIII mit allen Angelegenheiten der 
Jugendhilfe, insbesondere mit 
 

o der Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und Ihrer Familien 
sowie Anregungen und Vorschläge für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe, 

o der Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII) und 
 

o der Förderung der freien Jugendhilfe (§ 4 Abs. 3; § 74 SGB VIII). 

 

Er beschließt im Rahmen der vom Rat bereitgestellten Mittel, dieser Satzung und der vom Rat 
gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. 

 

Er soll vor jeder Beschlussfassung des Rates in Fragen der Jugendhilfe gehört werden. Er hat 
das Recht, an den Rat Anträge zu stellen. 

 

(3) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufgaben: 
 

1.  Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 

a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe, 

b) die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Erziehung, soweit diese nicht 
durch Landesrecht geregelt werden. 

 

2.  Die Entscheidung über 

a) die Jugendhilfeplanung, § 80 SGB VIII, 

b) die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe (§ 4 Abs. 3, § 74 SGB VIII), 

c) die öffentliche Anerkennung der Träger der freien Jugendhilfe  
nach § 75 SGB VIII i. V. m. § 25 AG KJHG, 
 

d) Die Entwicklung von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren  
nach § 16 Kinderbildungsgesetz (KiBiZ) 

e) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen nach § 35 JGG, 

f) die Gewährung von Zuwendungen zu den Investitionskosten der Kindertagesstätte  
 nach § 24 KiBiz. 
 

 



 

3.  Die Vorberatung  

a) des Haushalts für den Bereich der Jugendhilfe, 

b) des Bedarfsplans für die Tageseinrichtungen für Kinder gem. §§ 79, 80 SGB VIII  
   (i. V. m. §§ 18 Abs. 2 und 21 Abs. 6 KiBiz). 

 

 4.  Anhörung vor der Berufung des Leiters/der Leiterin der Verwaltung des Jugendamtes. 
 

(4) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffenden 
Entscheidungen der örtlichen Jugendhilfe zu beteiligen (§ 8 Abs. 1 SGB VIII) 

 

§ 7 
Unterausschüsse 

 
Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf Unterausschüsse ohne Entscheidungsbe-
fugnis gebildet werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom Jugendhilfeausschuss aus 
seinen ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt auch den/die Vorsitzen-
de/n und seinen/ihren Stellvertreter/in. 
 

 

III. Die Verwaltung des Jugendamtes 
 

§ 8 
Eingliederung 

 
Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine selbständige Organisationseinheit innerhalb der Stadtver-
waltung. 

 

§ 9 
Aufgaben 

 
(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden von 

der Hauptverwaltungsbeamtin/ dem Hauptverwaltungsbeamten oder in ihrem/ seinem Auftrag 
von der Leiterin/ dem Leiter der Verwaltung des Jugendamtes im Rahmen dieser Satzung und 
der Beschlüsse des Rates und des Jugendhilfeausschusses geführt. 
 

(2) Die Hauptverwaltungsbeamtin/der Hauptverwaltungsbeamte oder in ihrem/seinem Auftrag die 
Leiterin/ der Leiter der Verwaltung des Jugendamtes  

o ist verpflichtet, die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses über 
alle wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung des Jugendamtes zu unterrichten, 

o bereitet die Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses vor und führt diese aus. 

 
 

IV. Schlussbestimmungen 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Am gleichen Tage tritt die Satzung 
für das Jugendamt der Stadt Kamp-Lintfort vom 3. August 1994 außer Kraft. 
  



 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Die Änderung der Satzung für das Jugendamt der Stadt Kamp-Lintfort wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung  ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Kamp-Lintfort, 22. Juli 2014 

 

 

 

Dr. Müllmann 

1. Beigeordneter 
 



































Bekanntmachungsanordnung 

 

 

 

Die vorstehende Abwasserbeseitigungssatzung (Entwässerungssatzung) in der Stadt Kamp-Lintfort 

wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. In diesem Zusammenhang wird bestätigt, dass der durch den 

Rat der Stadt Kamp-Lintfort beschlossene Satzungstext mit dem bekannt gemachten Satzungstext 

übereinstimmt. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 

sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Kamp-Lintfort, den 05.08.2014 

 

 

 

 

Prof. Dr. Landscheidt 

Bürgermeister 
 















Bekanntmachungsanordnung 

 

 

 

Die vorstehende Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen in 

der Stadt Kamp-Lintfort wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. In diesem Zusammenhang wird 

bestätigt, dass der durch den Rat der Stadt Kamp-Lintfort beschlossene Satzungstext mit dem 

bekannt gemachten Satzungstext übereinstimmt. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 

sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

 

Kamp-Lintfort, den 05.08.2014 

 

 

 

 

Prof. Dr. Landscheidt 

Bürgermeister 

 



Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Kamp-Lintfort vom 24. Juli 2012                        

hier: 2. Nachtrag 

 

Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW.S.666/SGV.NRW.2023), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV NRW S. 688), der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21.06.1988 (GV NW S. 250) zuletzt geändert am 17.12.2009 
durch Artikel 6 des Gesetzes zur Umsetzung der EG-Dienstleistungsrichtlinie (GV NW S. 863 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27.09.1994 BGBl. I 1994, S. 2705 ff), zuletzt geändert 
durch Artikel 8 des Gesetze vom 11.08.2010 (BGBl. I, S. 1163), sowie des § 17 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.02.1987 (BGBl. S. 602), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2353) hat der Rat der Stadt Kamp-
Lintfort in seiner Sitzung vom 08.04.2014 folgenden 2. Nachtrag zur Satzung zur Abfallentsorgung in 
der Stadt Kamp-Lintfort vom 24.07.2012 beschlossen: 

 

§ 11 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

 

  § 11 

          Anzahl und Größe der Abfallbehälter 

(5) Die Möglichkeit der Änderung des Behältervolumens (Müllgefäß) ist jederzeit zum 1. des 
Folgemonats möglich.   

 

 

Der 2. Nachtrag tritt am Tage nach der Bekanntgabe in Kraft. 

 

 



Bekanntmachungsanordnung 

 

 

 

Der vorstehende 2. Nachtrag zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Kamp-Lintfort wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Kamp-Lintfort, den 08.05.2014 
 
 
 
 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 
 



Aufhebung der Satzung zur Abänderung der Fristen über Dichtigkeitsprüfungen 

in der Stadt Kamp-Lintfort vom 20.10.2009 

 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW Seite 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. 
Dezember 2013 (GV NRW Seite 688) sowie der §§ 51 ff. des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV NRW 1995, S. 926), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV NRW 2013 S. 133ff.) hat der Rat der Stadt Kamp-
Lintfort in seiner Sitzung am 08.04.2014 beschlossen: 

 

Dass die Satzung der Stadt Kamp-Lintfort zur Abänderung der Fristen bei der Dichtigkeitsprüfung von 
privaten Abwasserleitungen gem. § 61 a Abs. 3 bis 7 Landeswassergesetz NRW (LWG NRW) (hier: 
Wegfall der anwendbaren Rechtsnormen mit der Änderung des LWG NRW) vom 20.10.2009 mit 
sofortiger Wirkung außer Kraft tritt. 

 

Die angeführte Satzung tritt am Tage nach der Bekanntgabe außer Kraft. 

 



Bekanntmachungsanordnung 

 

 

 

 

Die vorstehende Aufhebung der Satzung der Stadt Kamp-Lintfort zur Änderung der Fristen bei der 
Dichtigkeitsprüfung von privaten Abwasserleitungen wird hiermit öffentlich bekannt-gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Kamp-Lintfort, den 08.05.2014  
 
 
 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 
 



003 K 030/13 

 

 

AMTSGERICHT RHEINBERG  

BESCHLUSS 

Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, den 30.10.2014 um 13:30 Uhr,  

im Saal 20, Amtsgericht Rheinberg, Rheinstraße 67, 47495 Rheinberg 

die im Grundbuch von Kamperbruch 257 eingetragenen Grundstücke: 

 

Grundbuchbezeichnung: 

Gemarkung Kamperbruch, Flur 2, Flurstück 450, Hof- und Gebäudefläche, 
Steltenbergstraße, groß: 68 qm 
Gemarkung Kamperbruch, Flur 2, Flurstück 451, Hof- und Gebäudefläche, 
Steltenbergstraße, groß: 847 qm 
Gemarkung Kamperbruch, Flur 2, Flurstück 459, Hof- und Gebäudefläche, 
Moerser Straße 315, groß: 241qm 

 

versteigert werden. 

Laut Wertgutachten  handelt es sich bei dem Objekt um ein Wohn- und 
Geschäftshaus in Reihenbebauung (massive Bauweise, Vorderhaus 2 1/2-
geschossig, Hinterhaus 2-geschossig, gegenständige Satteldachträger mit 
Kleingiebel; Flachdach im hintereren Teilbereich, unterkellert, Baujahr 1928, 
Umbau 1959; Ladenlokal - mit ca. 114 qm - im Erdgeschoss und 2 Wohnungen - 
mit ca. 110 und 58 qm -  im 1.Ober- und Dachgeschoss)  nebst PKW-Garagenhof 



(24 PKW-Garagen, massive Bauweise, überwiegend leicht geneigte Flchdächer, 
nicht unterkellert, Baujahr 1928, 1969, 1971). 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 07.06.2013  
eingetragen worden.  

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf: 

Flurstück 450: 4.000,00 EUR 

Flurstück 451: 54.000,00 EUR 

Flurstück 459:  115.000,00 EUR 

Ist ein Recht in dem Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der 
Versteigerungsvermerk eingetragen, so muss der Berechtigte dieses Recht 
spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von 
Geboten anmelden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Gläubiger 
widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststellung des geringsten Gebots 
nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die 
Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt 
oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem 
Recht gänzlich unberücksichtigt. 

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung 
des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, Zinsen und Kosten der Kündigung 
und der die Befriedigung aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden 
Rechtsverfolgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Der 
Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle 
abgeben. 

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsgegenstandes oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die 
Aufhebung oder einstweilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Rheinberg, 22.07.2014 
      
Kusenberg 
Rechtspfleger 

 

 

 



003 K 059/13 

 

 

AMTSGERICHT RHEINBERG  

BESCHLUSS 

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, den 06.11.2014 um 13:30 Uhr,  

im Saal 20, Amtsgericht Rheinberg, Rheinstraße 67, 47495 Rheinberg 

das im Grundbuch von Lintfort Blatt 198 eingetragene Grundstück 

Grundbuchbezeichnung: 

Grundstück Gemarkung Lintfort Flur 6 Flurstück 243, Gebäude- und 
Freifläche, Kattenstraße 84, groß: 168 qm. 

 

versteigert werden. 

Laut Wertgutachten handelt es sich bei dem Objekt um ein sanierungsbedürftiges 
Wohn- und Geschäftshaus (massive Bauweise und vollständig unterkellert; Haupt-
haus 3 1/2 geschossige Bauweise mit Flachdach und Dachaufbauen, Baujahr 
1930 und  Anbau 3-geschossige Bauweise mit Flachdach, Baujahr 1960 - mit 
geringen Überbau auf Nachbargrundstück) nebst PKW-Garage (massive 
Bauweise, 1-geschossig mit Flachdachkonstruktion, nicht unterkellert, Baujahr 
1951). Im Wohn- und Geschäftshaus befinden sich eine Gewerbeeinheit im 
Erdgeschoss (Ladenlokal, Büro und WC. Nutzfläche ca. 63 qm) und in dem 1.ten 
und 2.ten Oberschoss sowie im Dachgeschoss insgesamt 3 Wohnungen.  
(Wohnflächen ca. 76 qm, 74 qm und 28 qm). Anlässlich der Ortsbesichtigung 
wurden durch den Sachverständigen an den baulichen Anlagen erheblich Mängel 



bzw. Schäden als auch ein grundsätzlicher Sanierungs- bzw. Renovierungsbedarf 
festgestellt, welcher über die normale Alterswertminderung hinausgehen. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 23.09.2013  
eingetragen worden.  

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG auf 141.000,00 EUR 
festgesetzt. 

In einem früheren Versteigerungstermin ist der Zuschlag versagt worden, weil das 
abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes der nach den 
Versteigerungsbedingungen bestehenbleibenden Rechte die Hälfte des 
Grundstückswertes  bzw. 70 Prozent des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Die Wertmindestgrenzen (5/10- und 7/10-Grenze) gelten daher nicht mehr. 

Ist ein Recht in dem Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der 
Versteigerungsvermerk eingetragen, so muss der Berechtigte dieses Recht 
spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von 
Geboten anmelden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Gläubiger 
widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststellung des geringsten Gebots 
nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die 
Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt 
oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem 
Recht gänzlich unberücksichtigt. 

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung 
des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, Zinsen und Kosten der Kündigung 
und der die Befriedigung aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden 
Rechtsverfolgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Der 
Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle 
abgeben. 

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsgegenstandes oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die 
Aufhebung oder einstweilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Rheinberg, 24.07.2014 
      
 
Kusenberg 
Rechtspfleger 



003 K 033/13 

 

AMTSGERICHT RHEINBERG  

BESCHLUSS 

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, den 20.11.2014 um 11:30 Uhr,  

im Saal 20, Amtsgericht Rheinberg, Rheinstraße 67, 47495 Rheinberg 

das im Grundbuch von Lintfort Blatt 1274 eingetragene Einfamilienwohnhaus  

(Betriebsleiterwohnhaus als Winkelbungalow) mit Garage 

 

Grundbuchbezeichnung: 

Gemarkung Lintfort, Flur 9, Flurstück 1339, Gebäude- und Freifläche, 
Südstraße 28, groß: 833 qm 

 

versteigert werden. 

Laut Wertgutachten handelt es sich um ein mit einem Einfamilienwohnhaus 
(Betriebsleiterwohnhaus als Winkelbungalow) bebautes Grundstück nebst Garage. 
Das Wohnhaus wurde im Jahr 1974 errichtet und hat eine Wohnfläche von ca. 
117,50 qm. Eine Innenbesichtigung erfolgte nicht! 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 08.07.2013 
eingetragen worden.  

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG auf 137.000,- EUR 
festgesetzt. 



Ist ein Recht in dem Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der 
Versteigerungsvermerk eingetragen, so muss der Berechtigte dieses Recht 
spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von 
Geboten anmelden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Gläubiger 
widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststellung des geringsten Gebots 
nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die 
Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt 
oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem 
Recht gänzlich unberücksichtigt. 

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung 
des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, Zinsen und Kosten der Kündigung 
und der die Befriedigung aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden 
Rechtsverfolgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Der 
Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle 
abgeben. 

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsgegenstandes oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die 
Aufhebung oder einstweilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

 

Rheinberg, 21.08.2014 
      
 

 

Tuschen 
Rechtspfleger 

 

 

 

 



 
 

 

Sparkasse Duisburg, Regionaldirektion Kamp-Lintfort 
Aufgebote von Sparkassenbüchern 

 

„Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3203150341 (alt: 103150348) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden.  

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten seine Rechte unter 

Vorlegung des Sparkassenbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird. 

 

Duisburg, 22. Juli 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3253026904 (alt: 153026901) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden.  

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten seine Rechte unter 

Vorlegung des Sparkassenbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird. 

 

Duisburg, 28. Juli 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 4262004585 (alt: 162004584) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden.  

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten seine Rechte unter 

Vorlegung des Sparkassenbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird. 

 

Duisburg, 30. Juli 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3201447434 der Sparkasse Duisburg, 

Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden.  

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten seine Rechte unter 

Vorlegung des Sparkassenbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird. 

 

Duisburg, 31. Juli 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3266039274 (alt: 166039271) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden.  

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten seine Rechte unter 

Vorlegung des Sparkassenbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird. 

 

Duisburg, 1. August 2014 

 

 



 
 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers sollen die Sparkassenbücher Nrn. 3201652140 und 3201652116 der 

Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden.  

Die Inhaber der Sparkassenbücher werden hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter 

Vorlegung der Sparkassenbücher anzumelden, da andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, 12. August 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers sollen die Sparkassenbücher Nrn. 3225018088 (alt: 125018085) und 

3225095359 (alt: 125095356) der Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für 

kraftlos erklärt werden.  

Die Inhaber der Sparkassenbücher werden hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter 

Vorlegung der Sparkassenbücher anzumelden, da andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, 13. August 2014 

 

Sparkasse Duisburg, Regionaldirektion Kamp-Lintfort 
Kraftloserklärungen von Sparkassenbüchern 

 

Die Sparkassenbücher Nrn. 3204145357 (alt: 104145354), 3260160118 (alt: 160160115), 3758385938 (alt: 

28385938) und 4204116513 (alt: 104116512) der Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse 

Kamp-Lintfort, wurden heute für kraftlos erklärt. 

Duisburg, 31. Juli 2014 

 

Die Sparkassenbücher Nrn. 3202516773, 3201657735, 3224025209 (alt: 124025206), 3208072425 (alt: 

108072422), 3208129084 (alt: 108129081), 3225033541 (alt: 125033548) und 4260189511 (alt: 160189510) der 

Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, wurden heute für kraftlos erklärt. 

Duisburg, 18. August 2014 

 

 

 

 

SPARKASSE DUISBURG 

Der Vorstand“ 


